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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermitdungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzu teilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sit- 
zung am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 4. April 1957 verabschiedeten 

Achten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (Gesetz nach 246 LAG - 
8. ÄndG LAG) 

- Drucksachen 3322, 1966, 1974, 2113, 2645, 
2674, 2746, 2820, 3208 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

Die Bundesregierung wird ersucht, Im Verwaltungswege sicherzu- 
stellen, daß an Bezieher von Unterhaltshilfe nach Möglidikelt schon 
vor dem Inkrafttreten des 8. Änderungsgesetzes zum Lastenaus- 
gleichsgesetz angemessene Abschlagzahlungen auf die zu erwarten- 
den erhöhten Zahlungen an Unterhaltshilfe geleistet werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

gez. Dr, Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dn Sieveking 


Druck: Banner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertr^b : Dr. Hans Hegep Bad Godesberg, 



Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Achten Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Gesetz nach § 246 LAG - 8. ÄndG LAG) 


1. Zu Artikel I § 1 Nr. 4 Buchstaben a bis c 

In Artikel I § 1 Nr. 4 sind die Buchstaben a 
und b zu streichen. Buchstabe c wird Buch- 
stabe a. 

Folgender neuer Buchstabe b wird eingefügt: 
,b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Soweit zur Durchführung des Ge- 
setzes vom Rechnungsjahr 1959 an wei- 
tere Mittel erforderlich sind, stellt sie der 
Bund zur Verfügung.“ ‘ 

Begründung 

Die Bedenken des Bundesrates richten 
sich in erster Linie dagegen, daß die Auf- 
bringung der Mehrleistungen, die im 
wesentlichen durch § 6 des Entwurfs 
geregelt ist, fast ausschließlich den Haus- 
halten der Länder zur Last fallen soll. 
Der Bundesrat hat in der Vergangenheit 
schon mehrfach darauf hingewiesen, daß 
eine Heranziehung der öffentlichen 
Haushalte für die Deckung von Aus- 
gaben des Lastenausgleichsfonds dem 
Grundgedanken des Lastenausgleichs in 
§ 2 LAG widerspricht (vgl, BR-Drucks. 
Nr. 399/54 [Beschluß], BR-Drucks. Nr. 
66/55 [Beschluß] und BT-Drucksache 
1180). Soweit sich eine subsidiäre Inan- 
spruchnahme öffentlicher Haushaltsmittel 
als unvermeidlich erweisen sollte, kom- 
men dafür aus verfassungsrechtlichen 
Gründen die Länderhaushalte nicht in Be- 
tracht. 

Wie sich aus der Natur der Sache und aus 
Artikel 120 GG ergibt, ist der Lasten- 
ausgleich Aufgabe des Bundes. Ihm ob- 
liegt es daher, soweit eine Finanzierung 


der Aufwendungen durch Sonderabgaben 
nicht möglich sein sollte, einen Ausgleich 
durch Bereitstellung von Bundesmitteln 
herbeizuführen. Dagegen wäre eine Zu- 
schußleistung der Länder in dem im Ent- 
wurf vorgesehenen Ausmaß, abgesehen 
von Artikel 120 CG, jedenfalls seit In- 
krafttreten des Finanzverfassungsgesetzes 
mit dem Grundgesetz nicht mehr verein- 
bar. Sie würde gegen den von der Bundes- 
regierung in anderen Zusammenhängen 
stets betonten Grundsatz des Artikels 106 
Abs. 4 Nr. 1 GG verstoßen, wonach 
Bund und Länder gesondert die Ausgaben 
zu tragen haben, die sich aus der Wahr- 
nehmung ihrer Aufgaben ergeben. Der 
Zuschuß der Länder nach § 6 LAG war 
nur als eine Behelfslösung für die Anlauf- 
zeit gedacht und nur als solche vertretbar. 

Eine Inanspruchnahme der Länderhaus- 
halte kann überdies nicht daraus herge- 
leitet werden, daß der Lastenausgleichs- 
fonds in der Vergangenheit seinerseits 
Länderaufgaben finanziert hat und noch 
finanzieren wird. Soweit der Lastenaus- 
gleichsfonds den Wohnungsbau der Län- 
der gefördert hat, handelt es sich um eine 
vermögenswirksame Ausgabe des Fonds, 
die ihm zur Deckung von Ausgaben wie- 
der zur Verfügung steht. 

Die Länder sind zu Leistungen für den 
Lastenausgleich in dem bisherigen Um- 
fange nach ihrer Haushaltslage vom Rech- 
nungsjahr 1959 an aber auch gar nicht in 
der Lage. Das Aufkommen an Länder- 
steuern wird Im Rechnungsjahr 1958 
schon dadurch empfindlich sinken, daß 
sich der Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer ab 1. April 1958 
um iVs V. H. (= rd. 250 Mio DM) er- 



höht. Daneben ist ein Verzicht der Län- 
der auf das Aufkommen an Vermögen- 
steuer über den 1. April 1959 hinaus un- 
tragbar. Dabei ist von Bedeutung, daß 
die Gemeinden in ständig steigendem 
Umfange an dem Ländersteueraufkom- 
men teilhaben. Vom Rechnungsjahr 1952 
bis jetzt ist der Anteil der Gemeinden an 
den Steuereinnahmen der Länder von 
19 V. H. auf 25 v. H. gestiegen. Weiter 
ist die Neuverschuldung der Länder zu 
erwähnen, die von 610 Mio DM im De- 
zember 1950 auf 2 460 Mio DM im Ja- 
nuar 1957 gestiegen ist. Diese starke Ver- 
schuldung war zwangsläufig, da die Län- 
der nicht in der Lage waren, ihren außer- 
ordentlichen Haushalt in nennenswertem 
Umfange aus Steuermitteln zu decken. 
Teilweise konnten sie sogar Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts nicht bestreiten. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die 
Belastung der Länder durch die Novelle 
zum BEG nunmehr auf 6,35 Mrd. DM, 
also fast das Doppelte des vor der Ver- 
abschiedung der Wiedergutmachungsno- 
velle geschätzten Betrages anwachsen 
wird. 

Abgesehen von den vorstehenden grund- 
sätzlichen Bedenken besteht nach Auf- 
fassung des Bundesrates aber auch kein 
sachliches Bedürfnis, die an den Lasten- 
ausgleichsfonds zu entrichtenden Beiträge 
über das Rechnungsjahr 1958 hinaus be- 
reits jetzt im einzelnen festzulegen. Mag 
auch die Einnahmenseite mit einiger 
Sicherheit schätzbar sein, so sind jedoch 
die Ausgaben, und insbesondere die Lei- 
stungen für die Hauptentschädigung, zur 
Zeit in ihrer Höhe noch unübersehbar. 
Eine verläßliche Schätzung der Ausgaben- 
seite ist erst nach Beendigung der Scha- 
densfeststellung möglich. Bis dahin ist die 
vorgeschlagene Regelung in Verbindung 
mit § 7 LAG ausreichend. 


2. Zu Artikel I § 1 Nr. 4 Buchstabe a (neu) 

Artikel I § 1 Nr. 4 Buchstabe a (neu) erhält 
folgende Fassung: 

,a) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bund stellt dem Ausgleichs- 
fonds in den Rechnungsjahren 1957 bis 
1966 je einen Betrag von 100 Mio DM 
zur Verfügung. ‘ 


B e ,g r ü n d u n g 

Die durch Artikel I § 1 Nr. 22 vorge- 
sehene Vergünstigung für Berlin führt 
für den Ausgleichsfonds zu einem Ein- 
nahmeausfall von 1 Mrd. DM, dem als 
Äquivalent nur der unverhältnismäßig 
geringe Betrag von 100 Mio DM gegen- 
übersteht. Es ist nicht einzusehen, wes- 
halb der Ausfall von 900 Mio DM letzten 
Endes von den Geschädigten getragen 
werden soll, obwohl es sich um eine For- 
derung für Berlin und damit um eine 
Bundesangelegenheit handelt. 

3. Zu Artikel I § 1 Nr. 42 

§ 252 Abs. 1 Satz 2 ist folgende Fassung zu 
geben: 

„Bevorzugt zu befriedigen sind die An- 
sprüche, bei denen die Hauptentschädigung 
der Abwendung oder Milderung sozialer 
Notstände, insbesondere von Geschädigten 
in hohem Lebensalter dient. Im übrigen sind 
solche Ansprüche vordringlich zu berücksich- 
tigen, bei denen die Hauptentschädigung der 
Nachentrichtung freiwilliger Beiträge zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungen dient oder 
nachweislich zur Bildung von land- und forst- 
wirtschaftlichem Vermögen, von Grundver- 
mögen oder von Betriebsvermögen oder zur 
Begründung oder Festigung einer wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit beizutragen vermag.“ 

Begründung 

In der vom Bundestag beschlossenen Fassung 
des § 252 Abs. 1 Satz 2 werden folgende Ver- 
wendungszwecke nebeneinander als Gründe 
für eine bevorzugte Erfüllung der Ansprüche 
auf Hauptentschädigung auf geführt: 

a) Abwendung oder Milderung sozialer 
Notstände, insbesondere von Geschädig- 
ten in hohem Lebensalter, 

b) Nachentrichtung freiwilliger Beiträge zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen, 

c) Eigentumsbildung, 

d) Begründung oder Festigung einer wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit. 

Der Katalog dieser bei der Erfüllung der 
Hauptentschädigung „bevorzugt“ zu berück- 
sichtigenden Verwendungszwecke ist so um- 
fassend, daß er den Ausgleichsämtern bei der 
Durchführung des Gesetzes größte Schwierig- 
keiten bereiten würde. Die Notwendigkeit, 
der Ausgleichsverwaltung möglichst klare Be- 
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Stimmungen an die Hand zu geben, um da- 
durch auch ihre Durchführung zu erleichtern, 
erfordert es, wenigstens einen Verwendungs- 
zweck eindeutig von den übrigen ab- (her- 
auf-) zustufen. Aus der Praxis der Ausgleichs- 
verwaltung ist bekannt, daß die sozialen 
Notstände unter den Geschädigten, und zwar 
besonders unter denen in höherem Lebens- 
alter, in erheblichem Umfange bestehen. Es 
ist daher erforderlich, den sozialen Notstand 
als besonders vordringlichen Grund für eine 
bevorzugte Erfüllung des Hauptentschädi- 
gungsanspruchs aus dem Kreis der Bevor- 
zugungsgründe herausheben. 

4. Zu Artikel I § 1 Nr. 54 

Nr. 54 erhält folgende Fassung: 

,54. In § 268 Abs. 1 und Abs. 2 wird je- 
weils die Zahl „5000“ durch die Zahl 


Begründung 

Es handelt sich um eine notwendige 
Klarstellung. 

5. Zu Artikel I § 1 Nr. 62 

In Artikel I § 1 Nr. 62 ist folgender Buch- 
stabe c einzufügen: 

,c) In Absatz 4 Satz 5 wird die Zahl „36“ 
durdi die Zahl „45'‘ ersetzt. ' 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus den Än- 
derungen zu §§ 274 und 292 Abs. 2 
Nr. 1 LAG. 

Der bisherige Buchstabe c wird Buch- 
stabe d. 

6. Zu Artikel I § 1 Nr, 85 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe bb 

Die vorgesehene Fassung (§ 323 Abs. 2 
Sätze 3 bis 5) wird wie folgt geändert: 

a) Der zweite Halbsatz des Satzes 4 wird 
gestrichen, und zwar die Worte 


„dies gilt letztmals für Ablösungsbeträge, 
die in den Erträgen der Hypothekenge- 
winnabgabe des Rechnungsjahres 1956 
enthalten sind“; 

b) hinter dem Wort „zusätzlich“ in den 
Sätzen 4 und 5 werden jeweils die Worte 
eingefügt 

„zu den nach Absatz 1 bereitzustellenden 
Mitteln“. 

Begründung zu a) 

Der Beschluß des Bundestages, die Bereit- 
stellung von 95 V. H. des Aufkommens 
aus vorzeitiger Ablösung der Hypothe- 
kengewinnabgabe als Aufbaudarlehen für 
den Wohnungsbau mit dem Rechnungs- 
jahr 1956 auslaufen zu lassen, wider- 
spricht dem anläßlich der Beratung des 
4. ÄndG LAG im Vermittlungsausschuß 
geschlossenen Kompromiß, der durch die 
in § 323 Abs. 1 (neue Fassung) vorge- 
sehene Beschränkung der Mittel für Auf- 
baudarlehen verstärkte Bedeutung für 
künftige ausreichende Förderung des 
Wohnungsbaus mit LAG-Mitteln ge- 
winnt. 

Begründung zu b) 

Die Einfügungen dienen der notwendigen 
Klarstellung. 

7. Zu Artikel I § 1 Nr. 96 Buchstabe a 

In Artikel I § 1 Nr. 96 Buchstabe a Ist Satz 2 
der für § 348 Abs. 2 vorgeschlagenen Neu- 
fassung zu streichen. 

Begründung 

Im Augenblick kann nicht übersehen werden, 
ob es notwendig ist, die Wohnraumhilfedar- 
lehen In den Rechnungsjahren 1967 bis 1978 
verstärkt zu tilgen und ob die Länder in der 
Lage sind, diese zusätzliche Tilgung zu tra- 
gen. Die hier getroffene Entscheidung soll 
daher einer späteren Regelung Vorbehalten 
bleiben. 
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